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Lippstadt: Versuchter Raub mit Anscheinswaffe 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am Freitagnachmittag, den 12. Juni 2026, versuchten ein 25-jähriger Mann aus Wadersloh 
und eine 16-jährige Jugendliche aus Unna einen Mann in einem Supermarkt an der Markt-
straße in Lippstadt auszurauben. Dabei gerieten die beiden jedoch ausgerechnet an einen 
Beamten der Polizeiwache Lippstadt, der sich dort in seiner Freizeit befand.1 
 
Nach den bisherigen Ermittlungen sprachen die Tatverdächtigen ihr Opfer gegen 16:15 Uhr 
im Supermarkt an. Der 25-Jährige zog dabei eine schwarze Pistole und forderte unter Vorhalt 
der Waffe die Herausgabe von Bargeld. Der Angesprochene ließ sich jedoch nicht einschüch-
tern und kam der Forderung nicht nach. Daraufhin brachen die beiden Tatverdächtigen den 
Überfall ab und flüchteten zu Fuß aus dem Geschäft. Der Polizeibeamte verständigte sofort 
seine Kollegen und nahm die Verfolgung der Flüchtenden auf. Währenddessen konnte er den 
eingesetzten Kräften eine genaue Personenbeschreibung sowie Hinweise zur Fluchtrichtung 
geben. Als die beiden Verdächtigen auf der Langen Straße einen Streifenwagen bemerkten, 
änderten sie ihre Route und rannten über die Luchtenstraße in Richtung Woldemei weiter. 
Dank der schnellen Fahndung gelang es den Polizeikräften gemeinsam mit dem verfolgenden 
Beamten wenig später, die beiden Flüchtigen auf einem Parkplatz an der Luchtenstraße auf-
zuspüren und festzunehmen. Der 25-Jährige und die 16-Jährige wurden vorläufig in Gewahr-
sam genommen.2 
 
Bei der anschließenden Durchsuchung des Festnahmeortes fanden die Beamten zwei Pa-
piereinkaufstüten, in denen sich insgesamt vier schwarze Spielzeugwaffen befanden. Zwei 
davon waren Revolver, die Knallgeräusche erzeugen können, die beiden anderen Softairpis-
tolen. Zudem wurde passende Munition sichergestellt. Nach Angaben der Polizei ähnelten die 
Waffen hinsichtlich Aussehen, Größe und Form echten Schusswaffen und waren teilweise 
schussbereit. Sämtliche Gegenstände wurden beschlagnahmt und als Beweismittel sicherge-
stellt. Gegen den 25-jährigen Syrer und die 16-jährige Jugendliche wird wegen des Verdachts 
des versuchten Raubes ermittelt.3 

 
1 Vgl. https://soest.polizei.nrw/presse/lippstadt-versuchter-raub-in-lippstadt-tatverdaechtige-treffen-auf-
polizeibeamten-in-der-freizeit. 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8422 mit Schreiben vom 17. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern und der Ministerin 
für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Paderborn hat mir unter dem 22.07.2026 im Wesentlichen 
berichtet, seine Behörde führe wegen des in der Kleinen Anfrage geschilderten Sachverhalts 
ein Ermittlungsverfahren wegen versuchter gemeinschaftlicher schwerer räuberischer Erpres-
sung in Verbindung mit verbotenem Führen einer Anscheinswaffe. 
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 
 
Polizeiliche Erkenntnisse im Sinne dieser Antwort fußen grundsätzlich auf Verdachtsmomen-
ten, die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder die Gegenstand von kriminalpolizei-
lichen Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse ermöglichen regelmäßig keinen 
Rückschluss auf die Richtigkeit des in Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis der 
abschließenden justiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer 
rechtskräftigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung. 
 
Der erwachsene Beschuldigte ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in sieben Fällen wegen Diebstahls, 

• in zwei Fällen wegen Erschleichens von Leistungen, 

• in einem Fall wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern, 

• in einem Fall wegen gefährlicher Körperverletzung, 

• in einem Fall wegen Körperverletzung, 

• in einem Fall wegen räuberischen Diebstahls und 

• in einem Fall wegen unerlaubten Aufenthalts. 
 
Von der Mitteilung etwaiger Erkenntnisse betreffend die jugendliche Beschuldigte wird unter 
Abwägung des parlamentarischen Informationsinteresses mit dem allgemeinen Persönlich-
keitsrecht der jugendlichen Tatverdächtigen sowie mit Blick auf die dementsprechende ge-
setzliche Wertung des § 48 Abs. 1 Jugendgerichtsgesetz und die Unschuldsvermutung abge-
sehen. Wegen der zeitlichen und örtlichen Eingrenzung der Tat und weiterer, auch presseöf-
fentlicher Angaben zu dem Verfahren würde die Gefahr der Identifizierbarkeit durch weitere 
Angaben im Sinne der Fragestellung erheblich erhöht. Dem parlamentarischen Informations-
interesse, das nicht der konkreten Strafverfolgung einzelner Personen gilt, sondern der Regie-
rungskontrolle und Gesetzgebung dient, wird durch die weiteren Angaben zum Sachstand ent-
sprochen. 
 
 
3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auf-

listen.) 
 
Der erwachsene Beschuldigte sei dem in der Antwort auf die Frage 1 genannten Bericht zu-
folge im Jahr 2024 wegen Erschleichens von Leistungen und im Jahr 2025 wegen Diebstahls 
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geringwertiger Sachen jeweils zu Geldstrafen verurteilt worden. Die jugendliche Beschuldigte 
sei nicht vorbestraft. 
 
 
4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 

(Bitte Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 
 
Der erwachsene Beschuldigte verfügt dem in der Antwort auf die Frage 1 genannten Bericht 
zufolge über die syrische Staatsangehörigkeit. Die weitere Beschuldigte ist deutsche Staats-
angehörige.  
 
 
5. Mit welchem Aufenthaltsstatus befinden sich die Tatverdächtigen jeweils in 

Deutschland? 
 
Der erwachsene Beschuldigte besitzt derzeit eine Aufenthaltsgestattung. 
 
 


